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1. Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes 

Ziel der Planung ist es, die landwirtschaftlich genutzte Fläche am südlichen Siedlungsrand der 

Gemeinde Gudow baurechtlich für die bauliche Erweiterung des bestehenden IT-Unternehmens vorzu-

bereiten. Ergänzend erfolgt die planungsrechtliche Vorbereitung einer Fläche für die Errichtung einer 

Photovoltaik-Freianlage, um diese für den erforderlichen Energiebedarf zu nutzen. 

Die östliche Teilfläche des Geltungsbereiches wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 BauNVO 

als eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) festgesetzt, um durch die zusätzlichen Bebauungsmöglich-

keiten dem ortsansässigen IT-Unternehmen die Möglichkeit der erforderlichen Betriebserweiterung 

zu bieten. 

Im Bereich des eingeschränkten Gewerbegebietes (GEe) erfolgt eine klare Gliederung zwischen den 

künftigen Bauflächen sowie freizuhaltenden Grundstücksflächen in Form von privaten Grünflächen. 

Südlich angrenzend an das eingeschränkte Gewerbegebiet (GEe) erfolgt die Festsetzung einer Fläche 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, um den 

entsprechend erforderlichen Ausgleich für das geplante Vorhaben zu erbringen und gleichzeitig einen 

stimmigen Ortsrand zur freien Landschaft zu gestalten.  

Der südwestliche Teil des Plangebietes sieht die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes mit der 

Zweckbestimmung „Erneuerbare Energien“ zur Errichtung einer Photovoltaik-Freianlage zu Gunsten 

des bestehenden IT-Unternehmens vor. Innerhalb der entsprechenden Fläche besteht bereits eine 

genehmigte Kleinwindanlage, welche den Energiebedarf des Unternehmens zum Teil deckt und durch 

die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 zusätzlich in ihrem Bestand 

gesichert wird. Aufgrund des erhöhten Energiebedarfs eines Rechenzentrums muss die gegenwärtig 

vorwiegend über erneuerbare Energien sichergestellte Versorgung angepasst werden, um den 

erweiterten Anforderungen zu entsprechen. 

Als Abgrenzung zu der nördlich bestehenden Bebauung erfolgt die Berücksichtigung zur Unterbringung 

des ruhenden Verkehrs aus dem künftigen eingeschränkten Gewerbegebiet. 

2. Verfahrensablauf und Abwägungsvorgang 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gudow hat in ihrer Sitzung am 24.08.2020 gemäß § 2 Abs. 1 

Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15 „Teil des Ortsteiles Kehrsen, 

östlich der ´Kastanienallee´ und südwestlich der Straße ́ Grotn Felln´“ beschlossen. Der Bebauungsplan 

wurde im normalen Verfahren mit einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB und der Erstellung 

eines Umweltberichtes im Parallelverfahren mit der Aufstellung der 4. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes "Teil des Ortsteiles Kehrsen, östlich der ´Kastanienallee´ und südwestlich der Straße 

´Grotn Felln´" durchgeführt. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB für den Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Gudow wurde im Rahmen einer Auslegung in der Zeit vom 

25.01.2021 bis 26.02.2021 durchgeführt.  

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB für den Bebauungsplan Nr. 15 „Teil des Ortsteiles Kehrsen, östlich der ´Kastanienallee´ und 
südwestlich der Straße ´Grotn Felln´“ wurde in der Zeit vom 25.01.2021 bis 26.02.2021 durchgeführt. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden über die Bauleitplanung inkl. den 

wesentlichen Umweltbelangen informiert und gebeten bis zum 26.02.2021 Stellung zu nehmen. 

Im Rahmen der förmlichen Beteiligung ist keine Stellungnahme der Öffentlichkeit eingegangen.  
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15 Behörden und Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden hatten keine Bedenken gegen 

die Planung.  

Von 5 Behörden sind Stellungnahmen eingegangen, über die abgewogen wurde.  

Es wurde vorgesehen, den Bebauungsplan als vorhabenbezogenen Plan gemäß § 12 BauGB aufzu-

stellen. Die entsprechende Verfahrensart bietet u.a. erweiterte Begründungs- und Festsetzungs-

möglichkeiten, um das geplante Vorhaben konkret auf die geplante Betriebserweiterung des örtlich 

ansässigen Betriebes abzustellen. 

Durch die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wurden die entsprechenden 

Nutzungen - Reduzierung / Zuschnitt der Mischgebietsfläche, Grünfläche Garten, ggf. Verzicht auf ein 

Gartenhäuschen, Stellplätze - deutlicher dargestellt. 

Im Zuge des weiteren Verfahrens wurde der Nachweis einer schadlosen Ableitung des Niederschlags-

wassers erbracht. Es erfolgte eine Anwendung des eingeführten Arbeitsblattes A-RW 1. 

In dem Teil B - Text wurden Festsetzungen zu wasserdurchlässigen Stellplätzen für das Mischgebiet 2 

(MI 2) aufgenommen. 

Die Begründung des Bebauungsplanes Nr. 15 wurde hinsichtlich der Standortwahl weitergehend 

erläutert.  

Die bereits vorhandenen Beschreibungen der Inhalte des Landschaftsplanes wurden konkretisiert. 

Im weiteren Verfahren wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung erstellt. Auf einen Brutplatz des 

Weißstorchs in Kehrsen wurde hingewiesen, mögliche Beeinträchtigungen wurden geprüft. Die 

artenschutzrechtlichen Beurteilungen erstreckten sich ebenfalls auf die geplante Photovoltaikanlage. 

Die Potenzialanalyse wurde um Hinweise zu Kranichen und Weißstörchen ergänzt. Die Auswirkungen 

auf die Großvögel, insbesondere durch die Photovoltaikanlage, wurden näher untersucht. 

Es wurden zusätzliche Maßnahmen für Fledermäuse geprüft. 

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbote wurde darauf hingewiesen, dass eine „Privilegierung“ 
gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG nur dann gegeben ist, wenn die entsprechenden Belange im Rahmen der 

Eingriffsregelung abgearbeitet und im Zusammenhang mit der Prüfung erforderlicher Vermeidungs- 

und Ausgleichsmaßnahmen ausreichend berücksichtigt worden sind. Dieser Hinweis wurde berück-

sichtigt. 

Grünland erfüllt vielfältige Funktionen in der Landschaft. Es hat einen hohen ästhetischen Naturwert. 

Auf Grünlandstandorten kommen über die Hälfte aller in Deutschland beobachteten Tier- und 

Pflanzenarten vor. Damit haben sie große Bedeutung für den Artenschutz und den Erhalt der Arten-

vielfalt. Wegen der ganzjährigen Vegetation ist der Boden im Grünland gegenüber Austrocknung und 

Erosion durch Wind und Wasser geschützt und verfügt über vergleichsweise höhere Humusgehalte 

sowie eine hohe Wasserspeicherkapazität. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund sich wandelnder 

Klimaverhältnisse mit extremen Witterungsereignissen wichtig. Auf Grund der ökologischen 

Bedeutung von Grünland sind Ausgleichsmaßnahmen (Neuentwicklung von Grünland) im Verhältnis 

von 1 zu 1 der betroffenen Flächen erforderlich und entsprechend nachzuweisen. Die Flächenver-

siegelung wurde mit 1:1 bilanziert. 

Es wurde eine zusätzliche Bilanzierung zum Schutzgut Boden durchgeführt. Der genaue Umfang wurde 

im weiteren Verfahren ermittelt. 
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Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich wurden im weiteren Verfahren 

konkretisiert. 

Es wurde die Umgestaltung des Gewässers geprüft. 

Dem Hinweis, dass naturnah gestaltete Eingrünungsmaßnahmen zur Einbindung der Anlagen in die 

Landschaft auch im Zusammenhang mit der Fläche für Versorgungsanlagen notwendig und bereits im 

Bebauungsplan festzusetzen sind, wurde gefolgt.  

Nach § 30 Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen 

Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können, verboten. Verbotstatbestände liegen 

u.a. bei Fällung eines Alleebaumes oder bei Eingriffen im Wurzel-, Stamm- und Kronenbereich der 

Alleebäume vor, die ihr Absterben bewirken können. Das trifft insbesondere für Versiegelungen und 

andere Einwirkungen im Traufbereich dieser Bäume zu, wie Aufschüttungen, Abgraben, Lagerung von 

Materialien. Die betreffenden Bäume im Plangebiet wurden mit ihrem tatsächlich vorhandenen 

Kronendurchmesser in der Planzeichnung festgesetzt, um Konflikte im Zusammenhang mit der 

zukünftigen Bebauung zu vermeiden.  

Bezüglich der im Geltungsbereich vorhandenen Knicks wurde auf das von der Kreisverwaltung 

entwickelte Grundsatzpapier „Standards für den Knickschutz in der Bauleitplanung“ verwiesen, das am 
01.11.2020 In Kraft getreten ist. Dies ist bei der Planung zu berücksichtigen bzw. vollständig anzu-

wenden. 

Die Unterlagen wurden bzgl. des Knicks entlang der Straße Grotn Felln ergänzt und die Lage des Knicks 

geprüft. 

Eine Liste geeigneter Sorten alter, regional typischer Sorten als Hochstamm für die Obstwiese wurde 

ergänzt. 

Eine kurze Beschreibung des Biotops/Röhricht unter Punkt 8 der Begründung wurde ergänzt. 

Im Rahmen des Umweltberichtes erfolgte eine ergänzende Betrachtung zum Orts- und Landschafts-

bild. Grundsätzlich wurde die Flächenentwicklung für einen ortsansässigen Betrieb vom Kreis positiv 

begleitet. 

Eine Eingrünung wurde im weiteren Verfahren geprüft und die textlichen Ausführungen wurden 

insgesamt ergänzt. 

Die textlichen Festsetzungen wurden mit den Ausführungen der Begründung abgeglichen und ent-

sprechend angepasst. 

Die Begründung wurde um Aussagen zum Thema „Störfallbetriebe“ ergänzt. 

Die Zahl der zu erwartenden Wohneinheiten wurde im Zuge des weiteren Verfahrens ergänzt. 

Die Begründung wurde hinsichtlich der Beschreibung des Plangebietes redaktionell angepasst. 

Die Planzeichnung wurde redaktionell um ein ‚F‘ für Fließgewässer korrigiert. 

Da mit dem geplanten Vorhaben, ausschließlich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 

Erweiterung des ortsansässigen Betriebes CSN-Solutions e.K. geschaffen wurden, wurde seitens der 

Gemeindevertretung der Gemeinde Gudow am 16.12.2021 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 15 als 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB aufzustellen. 
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In diesem Zusammenhang wurden die Mischgebiete in eingeschränkte Gewerbegebiete und ein 

Sonstiges Sondergebiet umgewandelt. 

Es wurde eine Vorhabenplanung erstellt, die zukünftig Bestandteil der Planunterlagen ist. 

Am 16.12.2021 wurde durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Gudow der Entwurfs- und Aus-

legungsbeschluss für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 gefasst. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 21.12.2021 

aufgefordert, ihre Stellungnahme abzugeben. Die Träger öffentlicher Belange hatten gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB Gelegenheit ihre Anregungen und Hinweise zur Planung im Zeitraum vom 22.12.2021 bis 

28.01.2022 abzugeben. 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 15 wurde der Öffentlichkeit in der Zeit vom 24.02.2022 bis 

zum 25.03.2022 zugänglich gemacht. Die Öffentlichkeit hatte gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 

24.02.2022 bis 25.03.2022 Gelegenheit ihre Stellungnahmen abzugeben. 

Im Rahmen der förmlichen Beteiligung ist keine Stellungnahme der Öffentlichkeit eingegangen.  

7 Behörden und Träger öffentlicher Belange hatten keine Bedenken gegen die Planung.  

Von 5 Behörden sind Stellungnahmen eingegangen, über die abgewogen wurde.  

Die Begründung wurde redaktionell in Bezug auf die zwischenzeitlich in Kraft getretene Fortschreibung 

des Landesentwicklungsplanes angepasst. 

Die Überschrift des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wurde redaktionell um die Bezeichnung 

des Geltungsbereiches ergänzt. 

Die Begründung wurde hinsichtlich der Beschreibung des Plangebietes redaktionell angepasst. 

Die Unterlagen wurden redaktionell überarbeitet und die Durchführungsbestimmungen zum 

Knickschutz korrekt zitiert (nicht „Knickerlass“), in deren Sinne die Knickneuanlage vorgesehen ist.  

Die Abmessungen der Knickneuanlage wurden reduziert. 

Die erforderliche Zertifizierung zu verwendender gebietsheimischer Arten wurde in der Begründung 

erläutert. Auf die Verwendung von Cornus mas als untypische Art der Knicks wurde verzichtet.  

Statt der Aufwertung des vorhandenen temporären Gewässers wurde innerhalb der Streuobstwiese 

die Anlage eines vergleichbaren Biotopes festgelegt. Die beiden temporären Gewässer werden durch 

einen extensiv gepflegten ca. 20 m breiten Korridor miteinander verbunden. 

Die extensive Pflege der Wiese, als auch die extensive Obstbaumpflege, durch eine entsprechend 

qualifizierte Fachperson in den ersten Jahren nach der Pflanzung, wurde verbindlich geregelt. 

Die Gemeindevertretung hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 07.06.2022 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 

Die Gemeindevertretung hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 am 07.06.2022 

beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt. 
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3. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Sind auf Grund einer Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bauleitplanes Eingriffe 

in Natur und Landschaft zu erwarten, ist gemäß § 18 Bundesnaturschutzgesetz über dessen Ver-

meidung, Ausgleich und Ersatz unter entsprechender Anwendung der §§ 14 und 15 Bundesnatur-

schutzgesetz zu entscheiden. 

Die Abarbeitung der grünordnerischen Belange erfolgte in Anlehnung an den Erlass – Verhältnis der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, gemeinsamer Erlass des Ministeriums für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume und des Innenministeriums vom 

09.12.2013 sowie dessen Anlage und orientierte sich an den Durchführungsbestimmungen zum 

Knickschutz des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 

20.01.2017 im Rahmen des Umweltberichtes. 

Der erforderliche Kompensationsbedarf wurde innerhalb des Plangebietes vorgesehen und über den 

Durchführungsvertrag, welcher vor Satzungsbeschluss mit dem Vorhabenträger geschlossen wurde, 

abgesichert. 

Auf die detaillierte Zusammenstellung der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen in Ziff. 4.4 des 

Umweltberichtes wurde ergänzend verwiesen. 

Erhebliche Auswirkungen waren insbesondere im östlichen Plangebiet mit der Entwicklung einer 

neuen gewerblichen Baufläche durch die mit der Planung einhergehende Versiegelung zu erwarten.  

Der erforderliche Ausgleich der Eingriffsregelung für das Plangebiet ist auf Ebene der konkreten Bau-

leitplanung nachgewiesen worden. 

4. Abwägung anderer Planungsalternativen 

Da das geplante Vorhaben des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 die Erweiterung eines 

ortsansässigen Betriebes umfasst, beschränkte sich die Prüfung von Alternativstandorten auf die un-

mittelbare Umgebung um den bereits bestehenden Betriebsstandort. 

Auf Grundlage der geprüften Standortalternativen stellten sich die Flächen 1 und 2 der Alternativen-

prüfung aus naturschutz- sowie städtebaulicher Sicht am besten für eine betriebliche Erweiterung dar. 

Da eine grundsätzliche gewerbliche Entwicklung im Ortskern von Kehrsen zu erfolgen hat und mit dem 

geplanten Vorhaben, ausschließlich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Betriebser-

weiterung des ortsansässigen IT-Unternehmens verbunden sind, erfolgte auf Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Somit umfasste das 

geplante Vorhaben keine allgemeine Angebotsplanung für eine gewerbliche Entwicklung im Ortsteil 

Kehrsen. Die mögliche Realisierung des Vorhabens stand im Falle der vorliegenden Planung in enger 

Abhängigkeit der Zugriffsmöglichkeiten der einzelnen Flächen. Da sich ausschließlich die Fläche 1 im 

Eigentum des Vorhabenträgers befand und sich dieser nach erfolgter Prüfung als geeigneter 

Entwicklungsstandort darstellte, hielt die Gemeinde Gudow an der Festlegung des Vorhabengebietes 

der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 

fest. 

Bei Nichtdurchführung der Planung verbleibt es bei den derzeitigen planungsrechtlichen Regelungen.  

 




